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Baurecht. Der bauleitende Architekt muss
gefahrenträchtige Arbeiten, von denen das
Gelingen des ganzen Gebäudes abhängt,
besonders intensiv überwachen. 

OLG Schleswig, Urteil vom 15. Juli 2016, 
Az. 1 U 58/13 (BGH, Beschluss vom
11. Oktober 2018, Az. VII ZR 200/16,
NZB zurückgewiesen

Schwierige Bauarbeiten müssen
besonders gut überwacht werden
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DER FALL

Die Bauherren beauftragten einen Archi-
tekten im Jahr 2003 mit Planungs- und
Bauüberwachungsleistungen für ein Ein-
familienhaus. Im Jahr 2004 wurde das
Haus errichtet und fertiggestellt, fünf
Jahre später sind erhebliche Mängel fest-
gestellt worden. Unter anderem waren die
Abdichtung des Kellermauerwerks nicht
fachgerecht ausgeführt und die Rohrlei-
tungen im Keller nicht nach den Anforde-
rungen der Energieeinsparverordnung

gedämmt. Die Eigentümer erhoben
wegen Bauüberwachungsfehlern Scha-
denersatzklage gegen den Architekten.
Der verteidigte sich unter anderem damit,
dass die Mängel nicht auf Überwachungs-
fehler zurückzuführen seien und der
Anspruch verjährt sei. Das LG wies die
Klage wegen Verjährung ab. Dagegen leg-
ten die Bauherren mit Erfolg Berufung ein.
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DIE FOLGEN

Die Baumängel sind ein Anzeichen dafür,
dass der Architekt seine Pflicht zur Bau-
überwachung verletzt hat, so das OLG. Er
muss dafür sorgen, dass das Bauwerk
mangelfrei errichtet wird, und dazu muss
er die Arbeiten zumindest stichprobenar-
tig prüfen. Besonders sorgfältig muss der
Architekt gefahrenträchtige Arbeiten wie
die Feuchtigkeitsabdichtung oder die

Dämmung des Gebäudes überwachen.
Denn das sind Arbeitsschritte, die für das
Gelingen des gesamten Gebäudes aus-
schlaggebend sind. Verjährt sind die
Ansprüche der Bauherren nicht. Der
Architekt war mit der Leistungsphase 9
beauftragt, deshalb begann die Verjäh-
rungsfrist erst nach Ablauf der fünfjähri-
gen Gewährleistungsfrist zu laufen.
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WAS IST ZU TUN?

Die Entscheidung zeigt erneut, dass der
bauüberwachende Architekt Maßnah-
men gesteigert überwachen muss, die
gefahrenträchtig sind und das Gebäude
besonders schädigen, wenn sie mangel-
haft ausgeführt werden. Wie häufig eine 
Überwachung und stichprobenartige
Überprüfung zu erfolgen hat, kann aller-
dings nicht pauschal beantwortet werden.
Generell gilt: Je anspruchsvoller die ein-
zelnen Arbeitsschritte und je wichtiger die
Leistungen für die Grundsubstanz des
Gebäudes, desto höhere Anforderungen
werden an die Bauüberwachung des

Architekten gestellt. Arbeiten wie die
Dämmung des Daches, sämtliche Abdich-
tungsarbeiten sowie Maßnahmen des
Brandschutzes zählen beispielsweise zu
den besonders überwachungsbedürftigen
Bauarbeiten. Architekten sollten daher
entsprechende Bauüberwachungsproto-
kolle führen, mit denen sie sich gegebe-
nenfalls vom Vorwurf eines Überwa-
chungsfehlers entlasten können. Das ist
die einzige Chance, aus der Haftung
herauszukommen, weil eine Pflichtverlet-
zung schon dadurch indiziert wird, dass
ein Mangel vorhanden ist. ahl

Rechtsanwalt 
Dr. Bastian Hirsch 

von HauckSchuchardt 
Quelle: HauckSchuchardt

Maklerrecht. Ein Makler muss
Informationen des Verkäufers über das
Kaufobjekt grundsätzlich nicht für seinen
Auftraggeber überprüfen. Er kann darauf
vertrauen, dass die Angaben richtig sind.

OLG Brandenburg, Urteil vom 29. Januar 2019
Az. 6 U 65/17

Makler haftet nicht für falsche
Angaben des Verkäufers
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DER FALL

Ein Kunde beauftragte einen Makler mit
der Suche nach einer Immobilie. Der fand
auch ein Objekt und der Kunde erwarb es.
Nach dem Kauf fühlte er sich jedoch vom
Makler schlecht beraten und forderte
wegen schuldhafter Verletzung des Mak-
lervertrags Schadenersatz. Er warf dem
Vermittler vor, dass er Informationen des
Verkäufers, wonach die Immobilie in ein
Schallschutzprogramm des Flughafens
aufgenommen und von entsprechenden

Maßnahmen profitieren würde, ungeprüft
im eigenen Interesse als Verkaufsargu-
ment eingesetzt habe. Der Makler habe
den Kunden nicht darüber aufgeklärt,
dass diese Informationen nicht von ihm
selbst stammten und auch nicht von ihm
geprüft worden seien. Denn das Haus ist
zwar in das Schallschutzprogramm aufge-
nommen worden. Allerdings hat der Ver-
käufer das Geld einbehalten und das Haus
nicht mit einem Schallschutz ausgestattet.
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DIE FOLGEN

Die Schadenersatzklage gegen den Makler
hatte keinen Erfolg! Er hat seine Pflichten
nicht verletzt, urteilte das OLG. Ein Makler
muss seinem Auftraggeber alle ihm
bekannten tatsächlichen und rechtlichen
Umstände mitteilen, die sich auf das
Geschäft beziehen und für die Kaufent-
scheidung von Bedeutung sein können.
Dabei darf er darauf vertrauen, dass die
Angaben des Verkäufers richtig sind. Ein
Maklerkunde muss grundsätzlich davon

ausgehen, dass die Aussagen zum Objekt
im Exposé nur die Angaben der Verkäufer-
seite wiedergeben. Hier hatte der Makler
die Informationen zum Schallschutzpro-
gramm, die ihm vom Verkäufer gegeben
wurden, zutreffend an seinen Kunden
weitergegeben. Anhaltspunkte dafür, dass
die Angaben falsch sein könnten, hatte der
Makler nicht. Der Kunde selbst hätte die
Informationen vor dem Kauf überprüfen
müssen.
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WAS IST ZU TUN?

Ein Makler muss Informationen, die er
vom Verkäufer erhalten hat, grundsätzlich
nicht kontrollieren und auch den Kunden
nicht darauf hinweisen, dass er sie nicht
geprüft hat. Lediglich wenn die Angaben
des Verkäufers als offensichtlich unrichtig,
nicht plausibel oder bedenklich einzustu-
fen sind oder wenn sich dem Makler Zwei-
fel aufdrängen, muss er seinen Kunden
hierüber informieren. Zumindest muss er
ihm mitteilen, dass er die Angaben nicht
selbst geprüft hat. Im Übrigen unterliegt

der Makler Prüfungs- oder Nachfor-
schungspflichten nur dann, wenn sie im
Maklervertrag vereinbart wurden, sich aus
der Verkehrssitte ergeben oder wenn sich
der Makler gegenüber seinem Kunden
ungesicherte Angaben zu Eigen macht
oder sich für deren Richtigkeit 
persönlich einsetzt. Insofern sollten 
Makler sorgfältig überdenken, welche
Angaben und Aussagen sie gegenüber
ihren Kunden machen und in das Exposé
aufnehmen. ahl

Rechtsanwalt 
Dr. André Lippert 

von Gleiss Lutz 
Quelle: Gleiss Lutz

Öffentliches Recht. Werbeanlagen dürfen
nicht störend wirken. Eine Obergrenze für
ihre Größe kann aber nicht festgesetzt
werden, weil der Grad der Störung von
der konkreten Umgebung abhängig ist.

OVG Hamburg, Beschluss vom 4. Juni 2018,
Az. 2 Bs 68/18

Ein Werbeplakat darf nicht stören,
egal wie groß es ist
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DER FALL

Ein Unternehmen für Außenwerbung
wollte ein 13 mal 14 Meter großes Werbe-
plakat mit zehn Leuchtstrahlern an der
oberen Hälfte der Fassade eines denkmal-
geschützten Gebäudes in Hamburg
anbringen. Das Plakat sollte dort sieben
Monate lang hängen, anschließend sollte

das Haus abgerissen und an seiner Stelle
ein Neubau erstellt werden. Der Bauan-
trag für das Werbeplakat wurde aus Grün-
den des Denkmalschutzes abgelehnt. Die
Außenwerbefirma klagte daraufhin im
vorläufigen Rechtsschutz die Erteilung
einer Baugenehmigung ein.
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DIE FOLGEN

In der ersten Instanz lehnte das Verwal-
tungsgericht den Antrag ab. Dagegen legte
das Unternehmen Beschwerde ein, die
aber ebenfalls keinen Erfolg hatte. Die
Werbeanlage verstößt nach Ansicht des
OVG Hamburg gegen die Hamburgische
Bauordnung (HBauO), die mit § 13 eine
gesonderte Regelung zur Zulässigkeit von
Werbeanlagen enthält. Die zentrale Aus-
sage des Gerichts lautet: Für die Beurtei-
lung, ob eine Werbeanlage störend und
damit unzulässig ist, kommt es ganz
besonders auf die Umgebung an, in der
sich die Anlage befindet. Je wertvoller und
schutzwürdiger sie ist, desto eher kann

Werbung störend sein. Dabei spielt es
nach Ansicht des OVG eine maßgebliche
Rolle, ob die Umgebung bereits durch ein
hohes Maß an Werbung geprägt ist und
wie Alter, Stil und Lage der baulichen
Anlagen zu beurteilen sind. Entscheidend
dabei ist, wie die Umgebung aktuell aus-
sieht. Dass das Gebäude im vorliegenden
Fall in wenigen Monaten ohnehin abgeris-
sen wird, bezieht das OVG nicht in die
Bewertung ein. Eine generalisierende
Betrachtungsweise – zum Beispiel dass
definiert wird, ab welcher Größe eine Wer-
beanlage per se störend wirkt – verbietet
sich, so das Gericht weiter.
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WAS IST ZU TUN?

In den Baugesetzen verschiedener, aber
bei weitem nicht aller Bundesländer fin-
den sich eigenständige Regelungen für
Werbeanlagen. Unabhängig davon gelten
aber überall die gleichen Kriterien: Es
kommt auf den Einzelfall an, ob eine Wer-
beanlage in Anbetracht der Umgebung
störend wirkt und damit gegen das so-
genannte Verunstaltungsverbot verstößt.
Dies zeigt das Dilemma von Werbe-
anlagen: Sie können ihren Zweck nur 
erfüllen, wenn sie auffallen und sich von 

der Umgebung abheben. Gleichzeitig
darf dieser Kontrast aber die Umgebung
nicht verunstalten. Bei der Frage, wie
eine Werbeanlage zu beurteilen ist, dür-
fen die zuständigen Behörden keine „posi-
tive Gestaltungspflege“ betreiben, um
eine bestimmte bauliche Qualität zu errei-
chen oder zu erhalten. Dies bietet für
jeden einzelnen Fall die Chance, Argu-
mentationsspielräume auszuloten und 
zu nutzen. ahl

Steuerberater 
Jens Krall 

von Euprax 

Steuerrecht. Übernimmt ein Beteiligter einer
Grundstücksgemeinschaft einen höheren
Kostenanteil als die anderen, kann er das
nicht auf die Einkommensteuer anrechnen –
es sei denn, er hat keinen Anspruch auf
Ausgleich gegen die Mitbeteiligten.

FG Münster, Urteil vom 4. Dezember 2018,
Az. 5 K 2216/16 F

Verluste einer Grundstücks-GbR
werden gleichmäßig aufgeteilt
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DER FALL

In dem Rechtsstreit geht es um die Frage,
in welchem Umfang Verluste aus Vermie-
tung und Verpachtung auf die Gesell-
schafter einer GbR aufgeteilt werden müs-
sen. Im Jahr 2014 übertrug ein Mitbetei-
ligter seinen Anteil an einer Grundstücks-
gemeinschaft auf die beiden übrigen
Beteiligten. Sie stellten ihn von der Haf-
tung für alle Darlehensverbindlichkeiten
frei und zahlten ihm zudem einen Aus-
gleichsbetrag von 35.000 Euro. Bis dahin
waren alle drei zu jeweils einem Drittel an
den Einkünften beteiligt gewesen. Die bei-
den Gesellschafter hatten jedoch bereits
seit Jahren Kosten für den Ausgeschiede-

nen übernommen und forderten, dass die
Verluste, die in den Jahren ab 2011 ent-
standen sind, ihnen jeweils hälftig zuge-
rechnet werden. Dies lehnte das Finanz-
amt ab. Es begründete das u.a. damit, dass
das zivilrechtliche Beteiligungsverhältnis
der Maßstab für die anteilige steuerrecht-
liche Zurechnung gemeinschaftlicher 
Einkünfte ist, solange die Miteigentümer
keine abweichende Vereinbarung getrof-
fen haben. Deshalb wirken sich die 
Kosten, die sie zusätzlich übernommen
haben, nicht vollständig einkommen-
steuermindernd bei ihnen aus. Dagegen
klagten sie vor dem Finanzgericht.
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DIE FOLGEN

Die Klage hatte keinen Erfolg. Es bleibt
dabei: Die Miteigentümer haben zwar tat-
sächlich höhere Kosten übernommen,
aber die Verluste der Gesellschaft werden
auf alle drei Beteiligten gleichmäßig auf-
geteilt. Die Entscheidung begründete das
Gericht vor allem damit, dass der ausge-
schiedene Beteiligte bis zur Auseinander-
setzung am Gewinn und Verlust beteiligt

war. Da ihm ein Ausgleichsbetrag ausge-
zahlt wurde, kann man davon ausgehen,
dass seine Abfindung die laufenden Kos-
ten überstiegen hat und mit diesen ver-
rechnet wurde. Insofern sind die Mitbetei-
ligten nicht endgültig belastet gewesen
und ihnen können die Kosten nicht über-
quotal im Rahmen der Einkunftsvertei-
lung zugerechnet werden.
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WAS IST ZU TUN?

Übernimmt ein Beteiligter höhere Kosten,
als er eigentlich nach seinem Miteigen-
tumsanteil schuldet, und entlastet er
damit dauerhaft die Mitbeteiligten, dann
empfiehlt es sich, darüber eine ausdrück-
liche schriftliche Vereinbarung zu schlie-
ßen. Zudem sollten die reguläre Ein-
kunftsverteilung nach der Beteiligungs-
quote geändert werden und demjenigen,
der mehr zahlt, die tatsächlich übernom-

menen Kosten vorab zugewiesen werden.
Andernfalls müssten die Gesellschafter
dem Finanzamt nachweisen, dass einer-
seits mit der überquotalen Kostenüber-
nahme keine Zuwendung beabsichtigt
wird und andererseits der zahlende Mit-
eigentümer gegen die Mitbeteiligten kei-
nen Anspruch auf Ersatz hat. Das wäre in
der Praxis viel schwieriger. ahl

ANZEIGE
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